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 Anlass, Ziel und Zweck der Planung 

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 27.03.2025 die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 256 für das 

Gebiet südlich der Görresstraße beschlossen. Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes wird das Ziel ver-

folgt, den baulichen Bestand im Gebiet zu modernisieren, sowie neuen günstigen Wohnraum zu schaffen. 

Die im Bestand der Baugenossenschaft Erding e.G. befindlichen Gebäude südlich der Görresstraße sollen 

saniert und ergänzt werden. Die baulichen Maßnahmen sollen überwiegend nach § 34 BauGB beurteilt 

werden. Mit dem Bebauungsplan soll nur eine Festlegung zur Höhe der Gebäude getroffen werden, um 

hierfür eine angemessene und zugleich verbindliche Vorgabe zu definieren. 

Für das Gebiet wurde ein Architekturwettbewerb ausgelobt. Ziel des Wettbewerbs war es, zu unterschied-

lichen Herangehensweisen und Lösungen für die Planung eines Ersatz- und eines Ergänzungsgebäudes 

mit Tiefgarage sowie die dazu passende Fassadensanierung der beiden verbleibenden Häuser zu gelan-

gen. Anhand des Siegerentwurfs soll nun die Umsetzung erfolgen. 

 Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich umfasst vollumfänglich die Grundstücke mit den Flur-Nrn. 1577/49, 1577 /59 und 

1577 /11, sowie eine Teilfläche der Flurnummer 1577 /40 der Gemarkung Erding. Der genaue Planumgriff 

kann der Planzeichnung entnommen werden. Die Größe des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 

Nr. 256 beträgt insgesamt ca. 5.700 m² oder 0,57 ha.  

Das Planungsgebiet befindet sich im Süden der Stadt Erding, südlich des Bahnhofs und der Altstadt sowie 

östlich der Haager Straße und entlang der Görresstraße. Südlich und direkt angrenzend befindet sich der 

Bebauungsplan Nr. 181 III in Aufstellung. 

 Verfahren 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 256 erfolgt im Verfahren nach §13a BauGB als Bebauungsplan 

der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren. Die zulässige Grundfläche beträgt weniger als 20.000 

m². Die weiteren im Gesetz genannten Voraussetzungen für die Anwendung dieses Verfahrens liegen vor. 

Es handelt sich um die Sicherung und Möglichkeit der Ergänzung der Bebauung im Innenbereich. 

Eine Umweltprüfung und Umweltbericht sind in diesem Verfahren nicht erforderlich. Die naturschutzrechtli-

che Eingriffsregelung muss ebenfalls nicht angewendet werden, da bei einer zulässigen Grundfläche von 

unter 20.000 m² Eingriffe in Natur und Landschaft als bereits erfolgt bzw. zulässig gelten. Unabhängig da-

von sind die Vermeidungs- und Minimierungsgrundsätze sowie die Belange des Artenschutzes zu berück-

sichtigen (vgl. Ziffer V 7.). 

Eine weitere Besonderheit ist, dass der Bebauungsplan nach § 30 Abs. 3 BauGB als einfacher Bebau-

ungsplan aufgestellt wird. Das bedeutet, dass nicht für alle in § 30 Abs. 1 BauGB für einen sog. „qualifi-

zierten“ Bebauungsplan aufgeführten Kriterien, wie z. B. Art der baulichen Nutzungen oder Verkehrsflä-

chen, Festlegungen getroffen werden. 

Soweit die Festsetzungen des einfachen Bebauungsplans reichen, beurteilt sich die planungsrechtliche 

Zulässigkeit am Maßstab des Bebauungsplans. Soweit im Vergleich mit § 30 Abs. 1 BauGB Festsetzun-

gen fehlen, sind ergänzend die Vorgaben der §§ 34, 35 BauGB zu beachten, hier durch die Lage inner-

halb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile nach § 34 BauGB. 

Mit der Aufstellung des einfachen Bebauungsplans ist die Zielsetzung verbunden, eine Regelung zu Fest-

legung der Höhenentwicklung zu treffen, die unerwünschte Fehlentwicklungen ausschließt und ge-

wünschte Entwicklungen unterstützt. Dennoch soll genug Entwicklungsspielraum im Detail für der speziel-

len Situation angepasste Bauten und Bauweisen offengehalten werden. 
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 Flächennutzungsplan 

Für die Stadt Erding liegt in der Fassung vom 03.03.2020 ein mit der Bekanntmachung am 17.03.2020 

wirksamer Flächennutzungsplan vor. Dieser stellt innerhalb des Geltungsbereiches (siehe Abbildung 1) 

eine Wohnbaufläche WA (Allgemeines Wohngebiet) dar, die vollumfänglich ebenfalls von Wohnbauflä-

chen umgeben ist. Diese Nutzung entspricht der Bestandsnutzung und der geplanten baulichen Ergän-

zung und Erneuerung im Gebiet. 

  
Abbildung 1: Ausschnitt Flächennutzungsplan in der Fassung vom 03. März 2020 

 Erläuterung der Inhalte des Bebauungsplanes - Maß der baulichen Nutzung 

Die Planung resultierend aus dem Ergebnis eines Architektenwettbewerbs (vgl. Ziffer V 1.) sieht eine  

Fassadensanierung für zwei Bestandsgebäude vor. Zwei Gebäude entstehen neu, wofür zwischen den 

Gebäuden gelegene Garagen und ein Wohngebäude im Osten entfallen. 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans wurden dementsprechend Festsetzungen zum Maß der bauli-

chen Nutzung getroffen. Diese beziehen sich auf die Bauhöhen. So wurde die zulässige maximale Wand-

höhe (WH) auf 9,60 m festgelegt und die zulässige maximale Firsthöhe (FH) auf 13,60 m. Dies entspricht 

der geplanten und bestehenden dreigeschossigen Bebauung mit Satteldächern. 

Die Wandhöhe (WH) ist definiert als das Maß zwischen Höhenbezugspunkt und Schnittpunkt der Gebäu-

deaußenwand mit der Oberkante der Dachhaut. 

Die Firsthöhe (FH) ist das Maß zwischen Höhenbezugspunkt und der Höhenlage der Firstlinie, wobei die 

Firstlinie die oberste, horizontal liegende Dachkante eines geneigten Daches ist.  

Die Definition des erforderlichen Höhenbezugs folgt dem § 18 Abs. 1 der BauNVO. Die festgesetzten zu-

lässigen Höhen der baulichen Anlagen beziehen sich auf den in der Planzeichnung festgelegten Höhen-

bezugspunkt (465,30 m ü. NHN im DHHN 2016). Dieser stellt eine Bestandshöhe auf befestigter Fläche 

im Plangebiet dar. Damit ist die Bezugshöhe klar definiert. 
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Notwendige Dachaufbauten von untergeordneter Bedeutung, wie z. B. Dachausstiege, Technikanlagen, 

dürfen die Wandhöhe um bis zu 3,5 m überschreiten. Dies wurde festgesetzt, um ggf. notwendige techni-

sche Aufbauten und -nutzungen zu ermöglichen, sie aber in Dimension und Baumasse auf das Notwen-

dige zu begrenzen. 

Im Osten des Geltungsbereichs innerhalb der Flurstücke mit den Nummern 1577/11 und 1577/40 darf die 

Wandhöhe (WH) und die Firsthöhe (FH) auf einem Teilstück in einer durchgehenden Länge von insge-

samt bis zu 13,5 m um bis zu 2,80 m überschritten werden. Dort soll entsprechend des Ergebnisses aus 

dem Architekturwettbewerb und der dort formulierten städtebaulichen Idee, zur Einmündung der Lethner-

straße hin, eine um ein Geschoss höhere viergeschossige Bebauung ermöglicht werden. 

 Denkmalschutz 

Nördlich an der Görresstraße und außerhalb des Geltungsbereichs liegt das vom Bayerischen Landesamt 

für Denkmalpflege verzeichnete Bodendenkmal mit der Denkmalnummer D-1-7737-0067 „Körpergräber 

der mittleren Latènezeit.“ (vgl. Abb.2). 

 
Abbildung 2: Ausschnitt Bayerischer Denkmalatlas, Bodendenkmäler, Stand Mai 2026 

Es ist darauf hinzuweisen, dass im gesamten Planungsgebiet für Bodeneingriffe jeglicher Art eine denk-

malrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 DSchG notwendig ist, die in einem eigenständigen Erlaubnis-

verfahren bei der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist. 

 Umweltschutz, Naturschutz und Landschaftspflege 

Der vorliegende Bebauungsplan wird in einem beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB erstellt.  

Der Planbereich ist überwiegend bereits bebaut. 

Relevante Eingriffe in Natur und Landschaft gelten als bereits durch frühere Nutzungen verursacht, so-

dass kein naturschutzrechtlicher Ausgleich zu erfolgen hat und keine Eingriff-/ Ausgleichbilanzierung 

durchzuführen ist (vgl. Ziffer 3). Durch den Bebauungsplan werden zudem keine Vorhaben ermöglicht,  

die der Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 

(UVPG) bedürfen.  

D-1-7737-0067 
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Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von Naturschutzgebieten, Landschaftsschutzgebieten, Natur-

denkmalen oder der Erhaltungsziele und Schutzzwecke von Natura 2000, FFH-Gebieten oder europäi-

schen Vogelschutzgebieten sind nicht gegeben. Vom Vorhaben sind keine der genannten Schutzgebiete 

betroffen. Innerhalb des Planungsgebiets sind keine amtlich kartierten Biotope oder Schutzgebiete vor-

handen. Westlich befinden sich in 300 m Entfernung Teile der geschützten Biotope „Gewässerbegleitge-

hölze der Sempt und des Fehlbachs in Erding“ (7637-1047-001) und „Auwald und Uferbegleitgehölze der 

Sempt zwischen Pretzen und Erding-Mitte sowie Auwald östlich Altenerding“ (7737-1010-005). 

Für das Planungsgebiet wurde ein Fachbeitrag zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP -  

Naturgutachter - Robert Mayer, Dipl.-Ing. (FH), Freising, aktuelle Fassung vom 09 06.2026) durchgeführt. 

Mit der Realisierung des geplanten Vorhabens sind trotz der vorbelasteten Lage im Siedlungsraum Ein-

griffe in Natur und Landschaft verbunden. Diese sind grundlegend geeignet, erhebliche Beeinträchtigun-

gen streng und / oder europarechtlich geschützter Tier- und Pflanzenarten bzw. ihrer Lebensräume zu 

verursachen. Deshalb ist bereits auf Ebene der Bauleitplanung für die europarechtlich streng geschützten 

Arten die Vereinbarkeit der Planung mit den artenschutzrechtlichen Bestimmungen nach § 44 Abs. 1 

BNatSchG zu untersuchen. 

Im Rahmen der durchgeführten Strukturkartierungen wurde im Fachbeitrag ein Habitatpotenzial für gebäu-

debewohnende Fledermäuse und Vogelarten festgestellt. Um sicher zu stellen, dass keine Verbotstatbe-

stände gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 - 3, Abs. 5 BNatSchG (Tötungsverbot, Störungsverbot und Schädigungs-

verbot) eintreten, sind die im artenschutzfachlichen Fachbeitrag Maßnahmen aufgeführt, die als Hinweise 

bzw. Festsetzung in den Bebauungsplan übernommen wurden. 

Die artenschutzrechtliche Prüfung des beschriebenen Vorhabens kommt hinsichtlich der untersuchten  

Arten bzw. Artgruppen und unter Berücksichtigung der vorgeschlagenen Maßnahmen zu dem Ergebnis, 

dass die Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG für die nachgewiesenen geschützten Arten nicht ausge-

schlossen werden können. Für gebäudebewohnende Vögel und Fledermäuse wird auf Ebene der Bauge-

nehmigung eine artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich. 

Hierzu liegt mit Schreiben vom 28.04.2026 von der Regierung von Oberbayern die Inaussichtstellung ei-

ner artenschutzrechtlichen Ausnahmegenehmigung vor. 

Für die vollständige Darlegung der naturschutzfachlichen Voraussetzungen für eine ausnahmsweise  

Zulassung des Vorhabens nach § 45 Abs. 7 BNatSchG werden im Frühjahr und Sommer 2026 weitere 

artenschutzrechtliche Untersuchungen durchgeführt. 

Unter Berücksichtigung der aufgeführten Maßnahmen kommt der Fachbeitrag im Fazit zu dem Ergebnis, 

dass für keine Art oder Artengruppe nach derzeitigem Kenntnisstand artenschutzrechtlich unüberwindbare 

Hürden vorliegen, die der Aufstellung eines Bebauungsplanes entgegenstehen könnten. 

 Städtebauliche Entwicklung durch Maßnahmen der Innenentwicklung 

Nach § 1 Abs. 5 BauGB soll die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen der Innenent-

wicklung erfolgen, dies mit den Zielsetzungen der Stärkung der Innenbereiche, der Vermeidung der Neu-

inanspruchnahme von Flächen auf der „Grünen Wiese“ und der Wahrung und Stärkung der Urbanität und 

der Attraktivität von Städten und Gemeinden. Ziel des vorliegenden Bebauungsplanes ist es, den Bestand 

im Gebiet zu modernisieren, sowie neuen günstigen Wohnraum zu schaffen und entspricht damit vollum-

fänglich dieser übergeordneten Zielsetzung. 




